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IX. Jahrgang 
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Motto: Das Schweizervolk kann seine wirtschaftliche Selbständigkeit gegenüber dem Ausland nur 
behaupten: und im Innern zu grösserem Wohlstand und höherer sozialer Gerechtigkeit nur fort- 
schreiten, wenn es seine Konsumkraft organisiert. Die genossenschaftliche Zusammenfassung dieser 
Kraft ist daher für uns eine Lebensfrage: sie ist unsere nationale Aufgabe im X. Jahrhundert 
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Die neue Molkerei des A. C. V. in Bafel. 


Der Brentenwaſchraum. 
(Siehe den Artikel in Nr. 35 des „Schweiz. Konſumverein“.) 
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Redaktion Wöchentlich erscheint eine Nummer von 8—12 Seiten Text. 
u. Administration: Abonnementspreis Fr. 4.— per Jahr, Fr. 2.50 per 6 Monate Verband schweizer. 


Basel ; 8 : 
Thisteteirierälfgerja ins Ausland unter Kreuzband Fr. 6.50 per Jahr. Konsumvereine 


ch. H.B.M. Basel. a A.Wagen, Basel 1903. 
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Verband schweiz. Konsumvereine :: Manufakturwaren 
Unsere neue Kollektion in Herrenstoffen für kommende Winter- 
Saison ist äusserst reich assortiert in 
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Anzug-, Paletöts- u. Hosenstoffen. 
Die tit. Vereinsverwaltungen sind gebeten, ihre Mitglieder hierauf aufmerksam 
zu machen. 
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Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


Angebot. 


erheirateter, solider Mann, 32 ‚Jahre alt, militärfrei, 

seit 8 Jahren als Verwalter und Buchhalter in einem Konsum- 
verein tätig, wünscht seine Stelle zu verändern. Er würde eventuell 
mit seiner Frau, die 5 Jahre in derselben Genossenschaft als Ver- 
käuferin tätig war, die Führung eines grösseren Konsumdepots 
übernehmen. Kaution kann geleistet werden. Prima Zeugnisse und 
Referenzen stehen zu Diensten. Eintritt könnte auf 1. Januar oder 
1. April 1910 erfolgen. 


Offerten unter Chiffre II. B. 43 an den Verband schweizerischer 


Konsumvereine in Basel. 


unge, tüchtige Verkäuferin, bis jetzt nur in grösseren 

Konsumvereinen tätig, sucht gleichartige Stelle. Gute Zeugnisse 
stehen zu Diensten. Gefl. Offerten an den Verband schweizerischer 
Konsumvereine unter Chiffre R. G. 38. 


aufmann, 30 Jahre alt, gewandt in allen Bureauarbeiten, 
Korrespondenz und Buchhaltung, in deutscher, französischer 
und englischer Sprache perfekt, sucht passende Anstellung in Kon- 
sumgenossenschaft, Zeugnisse und Referenzen stehen zu Diensten 
Gefl. Offerten unter Chiffre P. W. 151 an den Verband schweizerischer 
Konsumvereine Basel. 


Junger Kaufmann, anfangs der 20er Jahre, der seine 
Lehre in einem grössern Konsumverein der Schweiz absolvierte 
und zur Zeit in einem gleichen Geschäfte tätig ist, wünscht seine 
Stelle zu verändern. Offerten sind zu richten unter Chiffre R. R. 
100 an den Verband schweizerischer Konsumvereine. 


Genoſſenſchaffliches Volksblatt. 


Inhalt der Nr. 36 der Wochenausgabe vom 10. Sept. 1909. 

Das Milchgeſchäft des A. C. V. (Schluß). Ueber 
die erſtaunlichen Wirkungen der Rabattvereine. — Um— 
ſchau. — Ueber das Trinken nach Obſtgenuß und zum 
Eſſen überhaupt. — Wahrſprüche. — Feuilleton. 


Verband ſchweizeriſcher Konſumvereine 
Kreis X, Porort Baden. 


Kreiskonferenz 
Sonntag den 26. September, vormittags 9 Uhr, 
im Hotel zur „Blume“ in Koblenz. 


Traktanden: 


1. Appell. 
2. Verleſen des letzten Protokolls. 
3. Eigenpackung und Eigenproduktion. Referent: Herr 


E. Schwarz, Mitglied der Verwaltungskommiſſion 
des V. S. K. 

4. Bericht über die Marktlage und Entgegennahme von 

Aufträgen. Referent: Herr E. Schwarz. 
Gemeinſchaftliches Mittageſſen. 

5. Das Vorgehen des Vereins ſchweizeriſcher Geſchäfts⸗ 
reiſender. Referent: Herr Dr. O. Schär, Verbands— 
ſekretär. 

6. Verſchiedenes. 


Wir machen die Herren Vorſtände noch ſpeziell darauf 
aufmerkſam, daß der Verband in Baſel an dieſer Kreis— 
konferenz eine kleine Ausſtellung ſeiner eigenen 
Verpackungen arrangieren wird. 

Mit genoſſenſchaftlichem Gruß! 


Für den Kreisvorſtand X: 
Der Präſident: Der Aktuar: 
Joh. Glattſelder. Jakob Seller. 
Baden, den 6. September 1909. 

‚ IB. Um die genaue Teilnehmerzahl für das Mittageſſen zu 
ermitteln, erſuchen wir die Herren Vorſtände, die Anzahl ihrer 
Delegierten dem Präſidenten: J. Glattfelder, bis ſpäteſtens 24. Sep— 
tember mitteilen zu wollen 


Schweß Konsum Vereins 


Organ des Verbands ſchweß Ronſtanvereine. 
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IX. Jahrgang. 


Beamte und Konfumvereine. 


Mit Rückſicht auf den durch den ſchweizeriſchen Ge— 
ſchäftsreiſendenverein veranlaßten Beſchluß des ſchweizer. 
Handels- und Induſtrievereins dürfte folgende Mitteilung, 
die wir den „Blättern für Genoſſenſchaftsweſen“ vom 
28. Auguſt 1909 entnehmen, auch für ſchweizeriſche Leſer 
von Intereſſe ſein. 

Trotzdem ſowohl der frühere preußiſche Miniſter für 
Handel und Gewerbe, Delbrück, als auch der preußiſche 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten, v. Breitenbach, ſich be— 
reits wiederholt dahin ausgeſprochen haben, daß die Re— 
gierung nicht in der Lage ſei, ihren Beamten den Zu— 
ſammenſchluß zu Konſumvereinen zu verbieten, weil ein 
derartiges Verbot einen unzuläſſigen Eingriff in die Frei— 
heit und das Selbſtbeſtimmungsrecht der Beamten dar— 
ſtellen würde, kehren doch immer und immer Verſuche 
wieder, die Regierung gegen die Beamtenkonſumvereine 
ſcharf zu machen. So hatte ſich unlängſt ein in Solingen 
beſtehender Detailliſtenverein beim Handelsminiſter darüber 
beſchwert, daß ſich in Solingen ein namentlich aus Eiſen— 
bahnbeamten beſtehender Konſumverein gebildet habe. 
Der Handelsminiſter wurde gebeten, den Beamten zu ver— 
bieten, als Leiter eines derartigen Vereins zu fungieren, 
überhaupt den Beamten die Vereinigung zum Detailhandel 
zu unterſagen. Zur Begründung machte der Beſchwerde— 
führer geltend, es liege die Gefahr nahe, daß Mitglieder 
des Beamtenvereins vermöge ihrer Dienſtſtellung im Eiſen— 
bahntransport und in der Reichspoſt ſich die Bezugsquellen 
für Waren infolge Verwertung der ihnen dienſtlich zur 
Kenntnis kommenden Adreſſen von Lieferanten der Stück— 
gutſendungen und Pakete weit günſtiger verſchaffen könnten 
als der kleine Gewerbetreibende und dadurch dieſem gegen— 
über erheblich im Vorteil ſeien. Der Handelsminiſter hat 
jedoch auch auf dieſe etwas weit hergeholte Begründung 
folgenden ablehnenden Beſcheid erteilt: 

„Ihre Beſchwerde betr. Beamtenkonſumverein in So— 
lingen hat mir Veranlaſſung gegeben, mich mit dem Herrn 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten ins Vernehmen zu ſetzen. 
Nach dem Ergebnis der von dieſem Herrn Miniſter ver— 
anlaßten Erhebungen beſteht vom Standpunkt der Eiſen— 
bahnbedienſteten ein dringendes Bedürfnis für den Kon— 
ſumverein. Es erſcheint daher nicht angängig, die den 
Beamten der Staatseiſenbahnverwaltung von der vorge— 
ſetzten Behörde erteilte Genehmigung zur Uebernahme 
von Aemtern in den Vorſtand und Auſſichtsrat des dor— 
tigen Konſumvereins zurückzuziehen. Die Vorausſetzungen, 
unter denen im Bereiche der Staatseiſenbahnverwaltung 
ein ſolches Bedürfnis anzuerkennen iſt, ſind von den Ver— 
tretern des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten am 
7. April v. Is. in der Handels und Gewerbekommiſſion 
des Abgeordnetenhauſes des näheren erörtert worden. 
Dieſe Vorausſetzungen find insbeſondere dann gegeben, 
wenn an den betreffenden Orten unverhältnismäßige 


Bafel, den IJ. September 1909. 


Teuerungsverhältniſſe herrſchen und zu befürchten iſt, daß 
die Bedienſteten anderenfalls ihr Bedürfnis nach billigem 
Warenbezuge durch den Beitritt zu Vereinen befriedigen 
werden, die tatſächlich nicht auf privatwirtſchaftliche Zwecke 
allein gerichtet ſind. Hiernach bin ich nicht in der Lage, 
Ihre Wünſche betr. die Nichtbeteiligung der Beamten in 
der Leitung des Beamtenkonſumvereins zu unterſtützen. 
Soweit ſich Ihre Beſchwerde darauf ſtützt, daß die Mit⸗ 
glieder des Vereins vermöge ihrer Dienſtſtellung ſich über 
Bezugsquellen leichter informieren können, als Klein⸗ 
gewerbetreibende, wird den von Ihnen geäußerten Wünſchen 
dadurch Rechnung getragen, daß die Bedienſteten der 
Staatseiſenbahnverwaltung ausdrücklich darauf hingewieſen 
werden, unter allen Umſtänden zu vermeiden, von den 
auf amtlichem Wege zu ihrer Kenntnis gelangten Ge— 
ſchäftsverbindungen irgendwelchen Gebrauch für Zwecke 
des Konſumvereins zu machen.“ 

Dieſer Entſcheid des Miniſters eines monarchiſchen 
Staates, der von jeher auf abſolute Integrität ſeines Be⸗ 
amtenſtandes gehalten hat, zeigt, daß die Verdächtigung, 
daß ein Beamter die in ſeiner amtlichen Tätigkeit erworbenen 
Kenntniſſe zu Gunſten ſeiner Genoſſenſchaft verwerten würde, 
durch einen einfachen Hinweis auf ſeine Dienſtpflicht zu— 
rückgewieſen wird. 2255 8 

Hoffentlich zeigen ſich auch die ſchweizeriſchen Behörden, 
falls fie zu der Eingabe des Handels- und Induſtrie⸗ 
vereins Stellung zu nehmen haben, auf der gleichen Höhe 
der Auffaſſung der Integrität der ſchweizeriſchen Beamten 
und Angeſtellten. 0 

Der Erlaß macht zur Zeit die Runde durch die Tages» 
preſſe und wird auch von Preßorganen, die nicht direkt 
für die Konſumgenoſſenſchaftsbewegung einzutreten pflegen, 
beifällig reproduziert. So ſpricht ſich z. B. in der ſchweiz. 
Poſt⸗ und Telegraphenzeitung, die vor kurzem noch die 
Beteiligung von Beamten an der Verwaltung von Genoſſen— 
ſchaften als eine „Taktfrage“ hingeſtellt hatte, der Berufs— 
ſekretär des Verbandes ſchweizeriſcher Poſtbeamten folgender— 
maßen aus: 

„Nachdem das deutſche Handelsminiſterium durch den oben 
erwähnten Erlaß ſeine, von hohem ſozialpolitiſchem Verſtändnis 
diktierte Stellungnahme in der Genoſſenſchaftsfrage grundſätzlich in 
unmißverſtändlicher Weiſe gekennzeichnet hat, kann den mannigfachen 
Kundgebungen der kommerziellen Berufsverbände in Deutſchland 
praktiſch nicht mehr große Bedeutung beigemeſſen werden. 

Dasſelbe darf wohl auch in Bezug auf die Entwicklung der 
Dinge in der Schweiz, im beſondern hinſichtlich der neueſten Vor- 
gänge, geſagt werden. Alle Anzeichen ſprechen dafür, daß eine auf 
die Beſchränkung der genoſſenſchaftlichen Betätigung des eidgenöſſi— 
ſchen Verkehrsperſonals abzielende Aktion im Sande verlaufen wird. 
— Die freie, genoſſenſchaftliche Vereinigung iſt eine der 
ſozialpolitiſch fruchtbarſten Errungenſchaften der Neu- 
zeit. Mit ſeiner großen Anpaſſungsfähigkeit und Geſtaltungskraft 
wird das Genoſſenſchaftsprinzip immer ausgedehntere Wirkſamkeit 
erlangen. In ſeiner, auf die fundamentale Umgeſtaltung 
der heutigen Wirtſchaftsordnung gerichteten Entwick— 
lung, wird es ſich nicht mehr aufhalten laſſen. 

Der Entſcheid des deutſchen Handelsminiſters verdient aber 
inſoweit noch ſpezielle Beachtung, als er in beſtimmter Weiſe für 
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die bürgerliche und wirtſchaftliche Vollberechtigung des Staats— 
perſonals eintritt. Es darf erwartet werden, daß der ſchweizeriſche 
Bundesrat grundſätzlich denſelben Standpunkt verfechten wird.“ 
Es iſt erfreulich, daß dieſe Stellungnahme des preußiſchen 
Handelsminiſters als „von hohem ſozialpolitiſchem 
Verſtändnis diktiert“ bezeichnet wird. Wie muß man 
dann aber die Stellungnahme derjenigen Führer des eid— 
genöſſiſchen Perſonals bezeichnen, die in der Beteiligung 
von Beamten an der Leitung von Konſumvereinen eine 
„Taktfrage“ erblicken? N 
Die von Friedrich Naumann herausgegebene „Hilfe“ 
begleitet in ihrer Nummer vom 12. Sept. 1909 die Nepro- 
duktion des Erlaſſes mit folgenden Bemerkungen: 


Eine überzeugendere Kundgebung für die Not 
wendigkeit von Konſumvereinen kann man ſich nicht 
wünſchen. Die früher verpönten Beamtenkonſumvereine werden 
jetzt von der Behörde als dringendes Bedürfnis anerkannt. 
Man läßt ſie zu, ſchreibt die „Soz. Praxis“ mit Recht, um zu ver— 
hindern, daß die Beamten, der Not folgend, Mitglieder der vor 
handenen allgemeinen Konſumvereine werden, denen man aus alter 
bureaukratiſcher Tradition noch immer nicht traut, ohne für die 
„Tatſächlichkeit“ der Einwendungen Beweiſe beibringen zu können. 
Daß die Beamten in einem vereinzelten Beamtenein- 
kaufsverein ſchlechter fahren, als wenn ſie Mitglieder 
eines allgemeinen Konſumvereins werden, liegt auf 
der Hand. 


Das eidgenöſſiſche Lebensmittelpolizeigeſeh. 
(Fortſetzung.) 
5. Körner- und Hülſenfrüchte, Mehl, Brot, 
Preßhefe und Teigwaren. 

Art. 57 enthält die Vorſchrift, daß Körner- und Hülſen— 
früchte ihrer Gattung nach bezeichnet werden müſſen. Es 
iſt alſo nicht zuläſſig, Erbſen für Bohnen auszugeben :c., 
was eigentlich ſelbſtverſtändlich iſt. Die Mahlprodukte 
(Mehle, Grieſe, Flocken, Graupen) dieſer Früchte müſſen 
ebenfalls ihrem Rohſtoff nach bezeichnet werden; die ein— 
fache Bezeichnung „Mehl“ iſt alſo nicht mehr zuläſſig. 


Das kaufende Publikum, das bei uns gewohnt war, unter 


der Bezeichnung Mehl „Weizenmehl“ zu verlangen, wird 
ſich allerdings ſchwer an dieſe Neuerung gewöhnen. 

Weizenmehle ſind nach den üblichen Nummern 
gemäß den Ausbeutungsprozentſätzen der Müllerei zu 
deklarieren. 

Dieſe Vorſchrift hat verſchiedene Wandlungen durch— 
gemacht; urſprünglich war ſie nur für den Engros-Verkehr 
vorgeſchlagen, ebenſo war eine Berückſichtigung der bisher 
beſtehenden, in den verſchiedenen Landesteilen differierenden 
Nummernbezeichnung nicht vorgeſehen. Der Bundesrat 
hat dann die Vorſchrift auch für den Detailverkehr ver— 
bindlich erklärt, hat aber andererſeits beſtimmt, daß bei 
der Deklaration nach Nummern auf die bisher in den 
verſchiedenen Landesgegenden üblichen Bezeichnungen Rück— 
ſicht zu nehmen ſei. 

Auf Grund dieſer Beſtimmung haben nun verſchiedene 
Kantonsregierungen Vorſchriften über die Nummerierung 
des Weizenmehls erlaſſen. 

Phantaſiebezeichnungen des Mehls, wie Blütenmehl, 
Kaiſermehl ꝛc., find verboten. Mehl, das künſtlich ge— 
bleicht worden iſt, um ihm den Anſchein einer beſſeren 
Qualität zu geben, darf nicht in den Handel gebracht 
werden. Die Expertenkommiſſion wollte ſolches unter 
Deklarationszwang als zuläſſig erklären. Miſchungen 
von Mehlen verſchiedener Körner- oder verſchiedener 
Hülſenfrüchte ſind als ſolche deutlich zu bezeichnen und das 
betreffende Miſchungsverhältuis iſt dabei genau anzugeben, 
welch letztere Vorſchrift aus dem Grunde notwendig iſt, 
weil die chemiſchen Unterſuchungsmethoden bisher ein ſolches 
Miſchungsverhältnis nicht nachweiſen können. Dieſe Vor— 
ſchrift wird alſo event. auf dem Papier bleiben. 

Saure, muffige oder ſonſt verdorbene Körner— 
und Hülſenfrüchte oder im gleichen Zuſtand befindliche 
Mahlprodukte dürfen nicht in Verkehr gebracht werden; 
ebenſo dürfen ſie keine mineraliſchen, pflanzlichen oder 


tieriſchen Beimiſchungen (Sand, Schimmelpilze, Unkraut— 
ſamen, Milben, Würmer ꝛc.) enthalten. 

Das Polieren von Reis und Gerſte iſt unter ge— 
wiſſen Bedingungen (Art. 62) geſtattet, dagegen iſt die 
künſtliche Färbung aller in dieſem Abſchnitt erwähnten 
Früchte und Mehlprodukte verboten. 

Eine Beſtimmung, die durch den zur Zeit obwaltenden 
Mehlzollkonflikt mit Deutſchland und durch die ſtets 
wachſende Einfuhre von Weizenmehl aus Deutſchland 
etwas beeinflußt zu ſein ſcheint — im urſprünglichen Ent— 
wurf des Bundesrates war eine ſolche Vorſchrift nicht 
enthalten — iſt die, daß „auslän diſche Mehle nur unter 
Angabe des Urſprungslandes in den Verkehr gebracht 
werden dürfen, daß Miſchungen von ausländiſchen Mehlen 
ſtets zu deklarieren find und daß auch in Inſeraten, Rech— 
nungen und Frachtbriefen, die ſich auf ausländiſche Mehle 
beziehen, das Urſprungsland bezeichnet werden muß“. 

Dieſe Vorſchrift, ausländiſches Mehl als ſolches zu 
bezeichnen, läßt ſich nur dadurch erklären, daß man an— 
nimmt, ausländiſches Mehl ſei geringwertiger als ein— 
heimiſches. Wenn eine ſolche Minderwertigkeit vorhanden 
iſt — das iſt oft, aber durchaus nicht immer der Fall — 
beruht dieſe Minderwertigkeit nicht auf dem Umſtande, daß 
im Auslande ein ſchlechteres Mahlverfahren üblich iſt, ſondern 
das ausländiſche Mehl iſt nur dann geringwertiger, wenn 
es aus geringwertigem Weizen gemahlen wird. Bekanntlich 
gilt ruſſiſcher und rumäniſcher Weizen, wie er von unſeren 
ſchweizeriſchen Müllern meiſtens vermahlen wird, als der 
beſte und das aus dieſem hergeſtellte Mehl als das 
wertvollſte. 

Bei Prüfung der Frage, was iſt ausländiſches 
Mehl?, entſtehen einige Zweifel, die aus dem Texte der 
Verordnung nicht gelöſt werden können; unzweifelhaft iſt 
Mehl, das aus ſchweizeriſchem, oft geringwertigem Ge— 
treide in der Schweiz gemahlen wird, kein ausländiſches 
Mehl und iſt Mehl, das im Ausland aus ausländiſchem 
Getreide gemahlen wird, ausländiſches Mehl. Iſt aber 
Mehl, das aus ſchweizeriſchem Getreide im Auslande her— 
geſtellt und Mehl, das in der Schweiz aus ausländiſchem 
Getreide gemahlen wird, ſchweizeriſches oder ausländiſches 
Mehl? Darüber gibt der Text keine Auskunft. Nach 
Erkundigung an zuſtändiger Stelle iſt dieſe Vorſchrift ſo 
zu interpretieren, daß alles Mehl, das in der Schweiz 
gemahlen wird, nicht ausländiſches Mehl und alles Mehl, 
das im Ausland hergeſtellt wird, ausländiſches Mehl iſt. 
Der Fabrikationsort iſt alſo entſcheidend. Mit 
dieſem Kriterium verliert aber dieſe Beſtimmung jedes 
Anrecht darauf, in einer Lebensmittel-Verordnung zu 
figurieren. 

Die Aufſtellung des Deklarationszwanges für aus— 
ländiſche Produkte hat nur dann einen Sinn, wenn das 
ausländiſche Produkt vom inländiſchen qualitativ verſchieden 
iſt, wenigſtens in einer Lebensmittelverordnung. Eine 
Lebensmittelverordnung ſoll unſeres Erachtens den Kon— 
ſumenten vor geſundheitsſchädlichen oder minderwertigen 
Produkten ſchützen; im vorliegenden Falle ſchützt jedoch die 
erwähnte Vorſchrift, im Auslande gemahlenes Mehl als 
ausländiſches zu deklarieren, den Fabrikanten und nicht 
den Konſumenten. Man mag ja angeſichts der prekären 
Lage der ſchweizeriſchen Müllerei das Beſtreben, ihr auf 
irgend eine Art zu helfen, begreifen; eine ſolche Hilfsaktion 
gehört aber nicht in ein Lebensmittelgeſetz ſondern in ein 
Zolltarifgeſetz. Hätte man dieſe Beſtimmungen im Intereſſe 
des Konſumenten erlaſſen, jo hätte der Deklarationszwang 
ſich auf die Herkunft des Getreides, aber nicht auf den 
Ort des Mahlverfahrens beziehen ſollen. Bei der von 
offiziöſer Seite gegebenen Auslegung dieſer Vorſchrift iſt 
es tatſächlich möglich, daß der Konſument übers Ohr 
gehauen wird. Die ausländiſchen Müller könnten z. B. 
beſchließen, zum Export nach der Schweiz nur hochwertige 
ruſſiſche und rumäniſche Weizen zu verwenden und die 
ſchweizeriſchen Müller könnten vice versa ſich dahin einigen, 


minderwertige ſchweizeriſche und deutſche Getreideſorten 
zu verarbeiten. Dann wäre das Verhältnis zwiſchen den 
beiden Bezeichnungen direkt umgekehrt und eine ſolche 
Uebervorteilung der Konſumenten würde durch die Lebens— 
mittelverordnung noch begünſtigt. 

Immerhin iſt feſtzuſtellen, daß die Gerichte an die 
von den Verwaltungsbehörden beliebte Interpretation nicht 
gebunden ſind und die Frage, was als ausländiſches Mehl 
zu bezeichnen ſei, auch anders entſcheiden können. 

Ein weiteres Kapitel in dieſem Abſchnitt, das zu Kritik 
Anlaß gibt, ſind die Vorſchriften über die Herſtellung und 
den Verkauf von Brot. So ſehr zu begrüßen iſt, daß 
vernünftige ſanitariſche Vorſchriften über dieſes neben der 
Milch wichtigſte Volksnahrungsmittel erlaſſen werden, ſo 
ſchwierig iſt es, hier einheitliche Normen zu finden. Es 
gibt kein Land, in dem die Anſprüche an die Qualität 
des Brotes je nach den einzelnen Landesgegenden jo 
wechſeln, wie in der Schweiz. Nicht nur in jedem Kanton, 
ſondern ſogar in einzelnen Teilen eines Kantons iſt wieder 
eine andere Sorte Brot eingeführt; zwiſchen dem ganz 
weißen Brot, das in den Kantonen der Oſtſchweiz, Appen— 
zell, St. Gallen ꝛc., eingebürgert iſt, bis zu dem ganz 
ſchwarzen Brot, das im Goms (Kanton Wallis), wo oft 
nur zweimal im Jahr im Gemeindebackofen gebacken wird, 
hergeſtellt wird, exiſtieren eine Unmaſſe Variationen, die 
alle unter einen Hut zu bringen ſehr ſchwierig ſein wird. 
Man hätte eher von der Kompetenz, dieſes Gebiet den 
Kantonen weiterhin zu überlaſſen, Gebrauch machen ſollen. 
Nun, die einheitlichen Vorſchriften ſind nun einmal da 
und Produzenten und Konſumenten müſſen ſuchen, ſich 
damit abzufinden. 

Nach Art. 64 ſoll das Brot gut ausgebacken ſein und 
darf weder ſauer noch fade ſchmecken; außer Kochſalz darf 
es keine mineraliſchen Beimiſchungen enthalten. Krankes 
(3. B. fadenziehendes) oder verdorbenes (z. B. verſchim— 
meltes) Brot darf nicht als Nahrungsmittel in den Ver— 
kehr gebracht werden. (Ob ſich letztere Vorſchrift z. B. im 
Kanton Wallis wird durchführen laſſen, darf füglich be— 
zweifelt werden.) 

Brot, bei deſſen Herſtellung außer den üblichen noch 
andere Materialien verwendet werden, muß entſprechend 
bezeichnet werden Maisbrot, Kartoffelbrot ꝛc.). 

Feine Brotwaren dürfen nicht unter einer täuſchenden 
Bezeichnung in den Verkehr gebracht werden. Zur Her: 
ſtellung von „Eierbrot“ oder „Butterwecken“ muͤſſen alſo 
wirklich Eier oder Butter verwendet werden, ſonſt iſt der 
Gebrauch dieſer Qualitätsbezeichnung ſtrafbar. Bei der 
Herſtellung von feinem Gebäck dürfen keine Erſatzmittel 
für Eier, die nicht ausſchließlich aus Eiſubſtanzen beſtehen, 
verwendet werden. 

Eine Vorſchrift, die nur ſchwer und trotz der ange— 
ſtrebten Einheitlichkeit in den verſchiedenen Landesgegenden 
nur verſchieden durchführbar iſt, iſt die, daß das Brot 
nach der Sorte des zu ſeiner Herſtellung verwendeten 
Mehles bezeichnet werden ſoll als weiß, halbweiß ꝛc. Brot, 
das z. B. in Baſel als weiß gilt, wird in St. Gallen nie 
Anſpruch auf dieſe Bezeichnung machen können. 

Bezüglich des Waſſerzuſatzes iſt den Kantonen an— 
heimgeſtellt, den zuläſſigen Gehalt für friſches Brot zu 
normieren. Bekanntlich iſt die Backart nicht überall gleich; 
in Baſel z. B. wird dem Brotteig viel mehr Waſſer zuge— 
ſetzt als anderswo, ſo daß in Baſel aus 100 Kilo Mehl 
bedeutend mehr Brot hergeſtellt werden kann als z. B. in 
der Oſtſchweiz. Der Vorbehalt der kantonalen Regelung 
iſt alſo in den bisherigen Verhältniſſen begründet. Konſe— 
quenter Weiſe hätte dies dann aber auch bei der Manko— 
toleranz für altbackenes Brot, die einheitlich auf 2 feſt— 
geſetzt iſt, berückſichtigt werden ſollen. 

Eine Beſtimmung, die gut gemeint iſt, in ihrer Aus— 
führung aber zur Schikane werden kann, iſt die Vorſchrift, 
daß mit Ausnahme des Kleinbrotes — unter einem Pfund 
ſchweren — und der feineren Gebäcke, das Brot im Verkaufs- 
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lokale jedem Verkäufer unaufgefordert vorgewogen wer— 
den muß, und daß ein allfälliges Gewichtsmanko durch 
Beigabe eines Brötchens oder Brotſtückes ausgeglichen wer— 
den muß. 

Dasjenige Brot, das nicht in Läden verkauft, ſondern 
ins Haus gebracht wird, muß unter allen Umſtänden voll— 
gewichtig ſein, alſo , 1, 10, 2, 2½ Kilo wiegen. 

Eine Vorſchrift, die unbedingte Anerkennung verdient, 
die übrigens in den genoſſenſchaftlichen Bäckereibetrieben 
bis jetzt ſchon ohne geſetzlichen Zwang ausgeführt wurde, 
enthält Art. 68: 

„Die Bäckereiräumlichkeiten, Mehlmagazine und Brot— 
verkaufslokale müſſen reinlich gehalten und gut ventiliert 
ſein. Sie dürfen weder als Schlaf- noch als Wohnräume 
dienen. 

Beim Zubereiten und beim Vertrieb des Brotes muß 
die größte Reinlichkeit beobachtet werden. 

Perſonen, welche an einer anſteckenden oder ekelhaften 
Krankheit leiden, dürfen bei der Bereitung und dem Ver— 
triebe des Brotes nicht beſchäftigt werden.“ 

Wie allerdings dieſe ſanitariſche Ueberwachung des 
Bäckereiperſonals durchgeführt werden ſoll, darüber ſchweigt 
ſich die Verordnung aus. 

„Verkaufsartikel, welche die Qualität des Mehles oder 
Brotes beeinträchtigen können, dürfen in dieſen Lokalen 
nicht gehalten werden, es ſei denn, daß durch eine räum— 
liche Trennung im Verkaufslokale dieſe Beeinträchtigung 
vermieden wird.“ Im urſprünglichen Entwurf des De— 
partement des Innern war dieſe Einſchränkung nicht ent— 
halten; ähnliche Erwägungen, wie die bei den Vorſchriften 
über den Milchverkauf erwähnten, haben zur Milderung 
dieſer Beſtimmung, die ſonſt auch vielen unſerer Konſum— 
vereine nachteilig geworden wäre, geführt. 

Die Teigmulden müſſen immer in gutem Zuſtand 
gehalten werden, Zink darf bei deren Herſtellung nicht 
verwendet werden. 

Eine Beſtimmung, die ſich im urſprünglichen Ent— 
wurfe fand, des Inhalts, daß jeder Brotverkäufer gehalten 
ſei, die Preiſe ſeiner Brotſorten durch einen leicht ſicht— 
baren Anſchlag dem Publikum zur Kenntnis zu bringen, 
wurde von der Expertenkommiſſion geſtrichen; Gründe 
unbekannt. 

Art. 70 ſchreibt vor, daß Paniermehl aus Backwerk 
hergeſtellt werden muß und weder fremde Farbſtoffe noch 
Konſervierungsmittel enthalten darf. Die Expertenkommiſſion 
hatte „unſchädliche“ Farbſtoffe zulaſſen wollen. Die Vor— 
ſchriften über Preßhefe, wollen wir hier, weil nicht all— 
gemein intereſſierend, übergehen. 

Teigwaren ſollen aus reinem Weizenmehlprodukt 
ohne jede Beimiſchung von Reis, Mais, Fecule ꝛc. herge— 
geſtellt werden und dürfen nicht ſauer, ſchimmlig oder 
ſonſtwie verdorben ſein. Das künſtliche Färben von Teig— 
waren iſt verboten; als Eierteigwaren dürfen nur ſolche 
Teigwaren bezeichnet werden, bei deren Herſtellung min— 
deſtens 150 Gramm Eierinhalt (3 Eier) auf ein Kilogramm 
Gries verwendet worden ſind. Welche Vorſchrift gilt, wenn 
3 Eier nicht 150 Gramm Inhalt haben, iſt nicht er— 
ſichtlich. (Fortſetzung folgt.) 


Handwerker, Spezierer und Genoſſenſchaft. 


Daß auch bei unſeren Handwerkern, die zum gößten 
Teil im Schweiz. Gewerbeverein organiſiert ſind, deſſen 
Zentralleitung von jeher die Konſumgenoſſenſchaftsbewegung 
bekämpft hat, trotz der Haltung der leitenden Perſönlich— 
keiten allmählig eine andere Würdigung des genoſſenſchaft— 
lichen Zuſammenſchluſſes Eingang findet, daß ſogar die 
Konſumgenoſſenſchaften in der Richtung des gemeinſamen 
genoſſenſchaftlichen Einkaufs aller Rohſtoffe, Maſchinen ır. 
nachgeahmt werden ſollen, zeigt ſich in verſchiedenen Vor— 
gängen der letzten Zeit. Wir haben ſchon in Nr. 30 dieſer 
Zeitung anläßlich der Beſprechung einiger Stellen aus dem 
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Jahresbericht des Schweiz. Gewerbevereins auf dieſe Wen- 
dung aufmerkſam gemacht. Die Haltung der „Schweiz. 
Gewerbezeitung“ läßt allerdings auf eine Sinnesänderung 
noch nicht ſchließen, denn ſie läßt keine Gelegenheit vorbei⸗ 
gehen, Ungünſtiges über die Konſumgenoſſenſchaften zu 
melden, falls ſie irgendwo ſolche Mitteilungen auftreiben 
kann. So bringt Nr. 35 der „Schweiz. Gewerbezeitung“ 
z. B. folgende Mitteilung: 

Konſumvereinspleiten. In einem Zeitraum von nicht ganz 
zwei Monaten find in Deutſchland 13 Konſumvereine in Konkurs 
geraten oder wegen „Verfuhrwerkerei“ aufgelöſt worden. Vielleicht 
dämmert mit der Zeit auch in ſozialiſtiſchen Köpfen die Erkenntnis 
auf, daß es mit der „Schnörrenwagnerei“ allein nicht immer gemacht 
iſt, ſondern zu einer richtigen Geſchäftsführung auch einige Sejchäfts- 
kenntnis vorhanden ſein muß. 

Wir können nicht beurteilen, ob dieſe Mitteilung der 
Wahrheit entſpricht; aber auch wenn dies der Fall wäre, 
könnte damit gegen die Vortrefflichkeit der Konſumgenoſſen— 
ſchaftsbewegung nichts bewieſen werden; wenn wir Öenojjen- 
ſchafter von ähnlichem kleinlichem Standpunkt aus die wirt⸗ 
ſchaftlichen Vorgänge beurteilen wollten, könnten wir Tag 
für Tag viel zahlreichere „Pleiten“ von privaten Waren— 
vermittlern melden. 

Heute ſind wir dagegen in der Lage, aus einem au— 
deren der Gewerbezeitung naheſtehenden Organ eine Ab— 
handlung über die Vorteile des Genoſſenſchaftsweſens 
zu reproduzieren. Nr. 36 der „Schweizer. Metzgerzeitung“ 
enthält folgende Ausführungen. 


Was unſerm Handwerk fehlt. 


„Unſer Handwerk ſoll nach dem allgemeinen Urteil von Prak⸗ 
tikern und Theoretikern den Krebsgang gehen, trotz der häufigen 
erfreulichen Ausnahmen, wie ſie ſich oft aus perſönlichen und ört— 
lichen Umſtänden ergeben. Nicht nur greift auf immer weitern Ar 
beitsgebieten der Maſchinenbetrieb um ſich und verringert ſich raſch 
die Zahl der Gewerbe, die dem eigentlichen Handwerk noch verbleiben, 
ſondern auch innerhalb der einzelnen Handwerkszweige wankt der 
goldene Boden unter den Füßen der Handwerker. 

An guten Freunden hat das Handwerk keinen Mangel, die ihm 
Ratſchläge erteilen, wie demſelbeu wieder geholfen werden kann. 
Aber die meiſten dieſer Ratſchläge ſtehen zu wenig auf realem Boden 
und auf keiner geſunden Baſis, als daß damit wirklich Handgreif— 
liches und Praktiſches erzielt werden könnte. In Deutſchland und 
auch in Oeſterreich hat man mit dem Genoſſenſchaftsweſen im Hand 
werk bereits ſehr gute Erfolge erzielt und in neueſter Zeit taucht 
als Serum gegen die wirtſchaftlichen Krankheiten, die 
am Lebensmark des Handwerks zehren, auch bei uns in 
der Schweiz, das Wort „Genoſſenſchaftsweſen“ auf. 

Das Genoſſenſchaftsweſen hat bei unſern Arbeitern, Landwirten, 
ſchon gewaltige Vorteile gebracht und Großes geleiſtet. Und es liegt 
recht n auf der Hand, ſeine Vorzüge dem Handwerk dienſtbar 
zu machen und hat man damit außerhalb unſerer Landesmarken 
ſegensreiche Wirkungen im Handwerk erzielt. 

Nach zwei Richtungen kann das Genoſſenſchaftsweſen unſerm 
Handwerk Vorteile bringen: in erſter Linie ſoll es demſelben Geld 
auf leichte und bequeme Weiſe und zu billigem Zinsfuß verſchaffen 
und in zweiter Linie muß es unſerm Handwerk die Vorzüge des 
gemeinſamen Einkaufs der Rohmaterialien, Werkzeuge und Maſchinen 
bringen. Nach beiden Richtungen wird der damit erzielte Vorteil 
ein ökonomiſcher ſein, das Geld und die Rohmaterialien werden 
billiger werden. Daraus reſultiert für den Handwerker eine weſent— 
liche Verringerung der Selbſtkoſten ſeiner Produkte, er kann billiger, 
als bisher, verkaufen und iſt damit eher in den Stand geſetzt, dem 
Großgewerbe, der Induſtrie, die Spitze zu bieten und ihr mit gleichen 
Waffen zu begegnen. 

Tatſächlich ſind es doch die allzu hohen Produktionskoſten, 
welche heute das Handwerk der Induſtrie gegenüber faſt lahmlegen. 
Sobald die Preisdifferenzen ſich merklich verringert haben, wird ſich 
das Publikum wieder mehr den Erzeugniſſen des Handwerkers zus 
wenden, denen doch gegenüber der Fabrikware namhafte Vorteile 
anhaften. Gemeinſamer, genoſſenſchaftlicher Einkauf der 
Rohſtoffe bildet den Edftein zu einer billigern Pro» 
duktion im Handwerk und damit auch zu vermehrtem 
Abſatz. 

In zweiter Linie wäre auch der genoſſenſchaftliche 
Einkauf der Werkzeuge und Maſchinen und Geräte an— 
zuſtreben, um ſie billiger erhalten zu können, als wenn 
jeder Handwerker auf ſeine eigene Fauſt Einkäufe 
macht. Daß damit abermals ein Faktor geſchaffen wäre zur Ver 
billigung der Herſtellungskoſten der handwerklichen Erzeugniſſe, liegt 
auch auf der Hand und braucht nicht näher erörtert zu werden. 

Die Genoſſenſchaftsform hätte ſich endlich auch auf den Verkauf 
der fertigen Waren und Produkte zu erſtrecken. Es brächte das den 
Vorteil, daß die Geſchäftsführung dabei eine viel geordnetere und 
mehr kaufmänniſche und damit auch rationellere würde, als es bis 


heute faſt überall der Fall geweſen Neben dem großen finanziellen 
Vorteil hat das Genoſſenſchaftsweſen noch einen hohen erzieheriſchen 
Wert, indem es ſeine Mitglieder erkennen läßt, daß Ordnung und 
Ueberſichtlichteit die beiden erſten Grundpfeiler eines jeden hand 
werklichen Unternehmens ſind. 

Der genoſſenſchaftlich organiſierte Verkauf ſchafft 
ſodann weitere Abſatzgebiete und hebt damit den Umſatz. 
Er bewahrt den einzeln kleinen Handwerker vor den 
ſchädlichen Folgen einer Konkurrenz, die nicht mit 
lautern Mitteln kämpft. Und endlich ſetzt er die Geſchäfts 
unkoſten, ſoweit ſie ſpeziell den Verkauf der Handwerksprodukte be 
treffen, auf ein Minimum herab. 

So ſprechen denn alle Faktoren für den Ausbau des Hand- 
werks auf dem Boden des genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluſſes, 
damit deſſen Vorteile auch dem hart bedrängten Handwerk und 
Kleingewerbe zugute kommen; damit kann es wieder gehoben und 
lebensfähig gemacht werden 

Es iſt geradezu zum verwundern, daß bei uns in der Schweiz 
die genoſſenſchaftliche Idee beim Handwerk nicht mehr Anwendung 
gefunden hat, während doch die Genoſſenſchaftsform beim Handwerk 
in andern Ländern ſeit Jahrzehnten eingeführt und dort damit ſehr 
gute Erfolge erzielt worden ſind. Ebenſo hat das Genoſſen— 
ſchaftsweſen in der Schweiz bei andern Intereſſen 
gruppen, ſo namentlich bei der Landwirtſchaft, bei der Ar 
beiterſchaft ſehr ſegensreich gewirkt. 

Bei uns im Handwerk mangelt es eben an der friſchen Tat» 
kraft, an dem unbeugſamen Willen, anderſeits iſt auch eine gewiſſe 
Gleichgültigkeit und eine zu wenig genügende Kenntnis des Genoſſen— 
ſchaftsweſens ſchuld daran, warum die Genoſſenſchaft im Handwerk 
noch ſo wenig Beachtung gefunden hat. Möchten ſich immer mehr 
Handwerker finden, welche die Notwendigkeit der gegenſeitigen Unter— 
ſtützung im Konkurrenzkampfe erkennen; ſich vom Nutzen gut ge⸗ 
leiteter Genoſſenſchaften überzeugen und die Gründung von Genoſſen— 
ichaften in ihren Kreiſen anregen. 

Daß die Durchführung dieſer Idee in der Praxis und im Hand⸗ 
werk auf verſchiedene Schwierigkeiten ſtoßen wird, iſt bei unſerer 
Zuſammenſetzung und bei der ungleichartigen und mannigfachen 
Konkurrenz ſelbſtverſtändlich. Insbeſondere wird es ſchwer halten, 
das nötige Maß von Solidaritätsgefühl in die Organiſation hinein 
zubringen. Doch vermögen wir nicht einzuſehen, warum das, was 
bei dem ſtark entwickelten Selbſtgefühl unſerer Bauern möglich war, 
es beim Handwerkerſtand nicht ſein ſollte. Zähe, kräftige Erziehung 
zur Genoſſenſchaftsidee wird auch hier zum Erfolg führen. 

Die Anpaſſung des Handwerks an die neuzeitigen Wirtſchafts 
formen dürften berufen ſein, dieſen immer noch bedeutungsvollen 
Zweig unſeres Erwerbslebens wieder auf diejenige Höhe zu heben, 
wo das Sprichwort vom goldenen Boden ſich wieder in Praxis 
umſetzt.“ 


Aber nicht nur die Metzger, ſondern auch die Bäcker 
und Konditoren beginnen die Vorteile des genoſſen— 
ſchaftlichen Einkaufs einzuſehen und zu fruktifizieren. In 
Nr. 32 der „Schweizer. Bäcker- und Konditorenzeitung“ 
läßt ſich der Präſident der größten beſtehenden Einkaufs- 
genoſſenſchaft des „Schweizeriſchen Bäcker- und Konditoren— 
verbandes“ folgendermaßen vernehmen: 


„Anregungen und Aufklärungen zum genoſſenſchaftlichen Einkauf“. 
1. Konkurrenzfähigkeit. 


„Jedem Kollegen ſollte es einleuchten, daß er nur durch billigen 
Einkauf der Rohmaterialien den Konkurrenzkampf erfolgreich auf- 
nehmen kann, ſpeziell mit den Konſum- und Lebensmittelvereinen 2C. 
Dieſe ſind es, die durch Maſſeneinkauf die denkbar billigſten Preiſe 
erhalten. Sie ſind praktiſch nichts anderes, als eine Vereinigung 
von Konſumenten. Warum ſollen wir ſie nicht mit gleicher Waſſe 
bekämpfen, indem wir uns als Produzenten zuſammentun? 

Das Mißtrauen und der Eigenſinn ſollten nun doch einmal 
weichen; haben wir doch Einkaufsgenoſſenſchaften, welche den Beweis 
erbracht haben, daß ſie exiſtenzberechtigt ſind und ihren Mitgliedern 
große Vorteile bieten. Ihre Statuten ſind auch jo, daß jedes Riſiko 
für den Einzelnen gänzlich ausgeſchloſſen iſt, und ſie erlauben auch 
dem weniger Bemittelten, die gleichen Vorteile zu genießen, wie der 
beſſer Situierte fie hat. Die letzteren bleiben vielfach noch fern, weil 
ſie ſich ſtark genug glauben, der Konturrenz zu trotzen. Es mag 
ihnen dabei auch noch eine kleine Begünſtigung im Einkauf zugute 
kommen. Dabei vergeſſen ſie aber, daß durch ihren Beitritt die Ge⸗ 
noſſenſchaft auf die Höhe kommt, wo ſie mächtig wird, ihren Willen 
durchzuſetzen und weit größere Vorteile errungen werden und daß 
ſie dadurch auch Hand bieten, unſer Gewerbe vor der Erdrückung 
des Großkapitals zu retten. 

2. Rechnen und Sparkaſſe. 

Die Genoſſenſchaft regelt unter ihren Mitgliedern die Preiſe. 
Der Teilnehmer wird von leichtſinnigem Kreditieren von ſelbſt ab 
gehalten, weil er ſtets beſorgt ſein muß, das Geld wieder beiſammen 
zu haben bis zu einem weiteren Bezug. Denn es heißt bar bezahlen 
und es kann ſomit nicht von einem Nagel an den andern gehängt 
werden, was jchon vielen den Ruin gebracht hat, weil ſie dabei 
etwa das Rechnen unterließen. 
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Der gemeinſame Bezug kommt auch einer Sparkaſſe gleich, 
denn der Reingewinn kommt je halbjährlich oder am Schluß des 
Jahres zur Verteilung. So kommt der Teilnehmer in den Beſitz 
einer namhaften Summe, mit der er vorher nicht gerechnet hat und 
ohne die Einkaufsgenoſſenſchaft nicht rechnen konnte. 

3. Gegenteilige Behauptungen. 

Es wird von vielen Kollegen geltend gemacht, daß 
es ſich nicht wohl ſchicke, die Konſum vereine und der 
gleichen zu bekämpfen und dabei das gleiche Prinzip ein 
zu führen, wie jene haben. Aber warum ſollten wir im 
Kampfe eine gute Waffe deswegen verſchmähen, weil 
der Gegner ſie auch führt? 

Niemand wird ſich wohl träumen laſſen, daß wir 
dieſe Gebilde durch den Boykott oder andere Mittel aus 
der Welt ſchaffen können. Unſere Aufgabe iſt vielmehr, 
ihre Konkurrenz uns erträglich zu machen. Das können 
wir um ſo eher erreichen, wenn ſich alle Kollegen am gemeinſamen 
Einkauf beteiligen. Je größer der Umſatz, umſo größer iſt der Erfolg. 

4. Unſere Lieferanten. 

Wie haben ſich unſere Herren Müller zu den Einkaufsgenoſſen— 
ſchaften verhalten? — Es wurde bei hoher Konventionalſtrafe ver 
boten, dieſen irgend welche Begünſtigung teil werden zu laſſen! 
Erſt nachdem ſie einſahen, daß ſie ſich ins eigene Fleiſch ſchnitten, 
wurde eine kleine Begünſtigung eingeräumt, die aber keineswegs 
der entſpricht, welche die Konſumvereine und Mehlhändler genießen. 

Schon lange waren wir Bäcker den Müllern gut genug. Wir 
mußten unſer Mehl immer zu höheren Preiſen bezahlen, damit ſie 
dann zu Schleuderpreiſen den Genoſſenſchaften und dergl. ihre Ware 
abſetzen konnten. — Sollen wir uns nicht endlich von dieſem Joche 
befreien, indem wir etwas kaufmänniſcher werden und uns den 
Preis nicht aufoktroieren laſſen? — Wollen wir aber unſer Wort 
mit Erfolg in die Wagſchale werfen, jo müſſen wir eine einige große 
Maſſe ſein. Dann iſt uns der Sieg auch ſicher. 

5. Die „Abhängigen“. 

Mit den nicht Müllerfreien wurde anläßlich der Einführung 
des Kontrollbuchs von den Müllern der Trumpf ausgeſpielt. 

Nehmen wir uns ein Beiſpiel an den Arbeiterorganiſationen, 
deren Loſungswort heißt: Alle für Einen, Einer für Alle! jo wird 
ſich auch hier der Weg finden, ſich vor Uebervorteilung zu ſchützen. 

Es kann ja dem Kapitaliſten nur recht ſein, wenn ſein Schuld 
ner ſeine Exiſtenz finden kann. Dadurch weiß er ſich vor Verluſt 
geſchützt. 

Wo es ſich um den Bäcker handelt und der Müller Gläubiger 
iſt, iſt das gleiche Intereſſe auch vorhanden. — Nur iſt es meiſtens 
der Fall, daß ſich der Müller einen gewiſſen Vorteil geſichert haben 
will. Er verpflichtet den Bäcker zum jährlichen Bezug eines gewiſſen 
Quantums Mehl. Wenn es auch begreiflich iſt, daß der Müller 
ſich dieſen Vorteil geſichert haben will, ſo kann das doch für den 
Bäcker ſehr verhängnisvoll werden. Es iſt mir von gewiſſer Seite 
bekannt, daß bei nicht vollem Verbrauch der Bäcker den Müller für 
den entgangenen Gewinn zu vergüten hat! In den meiſten Fällen 
muß der abhängige Bäcker das Mehl auch noch teurer bezahlen. 
Es iſt darum geradezu ein Wunder, wenn er dennoch ſeinen Ver— 
pflichtungen nachkommen kann. 

Warum ſollten wir einen ſtrebſamen Kollegen in ſeiner Be— 
dräugnis nicht nach Kräften unterſtützen? Und wir können es ja 
ganz leicht. Es braucht nur den guten Willen. Wenn die Unab— 
hängigen alle ſich zuſammentun, ſo wird es ein leichtes ſein, zu er 
zwingen, daß auch den Abhängigen die Vorteile des gemeinſamen 
Einkaufs zugute kommen, in der Weiſe, daß die Firma beim Einkauf 
durch die Genoſſenſchaft berückſichtigt werden kann, bei welcher ſie 
eben verpflichtet ift. 

Dem Müller kann das nur recht ſein, denn er bekommt da— 
durch die Verſicherung, daß ſein Schuldner nicht nur feinen Ver— 
pflichtungen nachkommen kann, ſondern er wird ſeine Schuld auch 
noch amortiſieren können. 

Werte Kollegen! Ich hoffe, daß dieſe Zeilen bei euch Aufnahme 
finden mögen, und jeder das ſeine tut zur Erhaltung unſeres Berufs. 
Der genoſſenſchaftliche Einkauf iſt einer der beſten Wege dazu“. 

Die dritten im Bunde bilden die Spezierer. 

In Baſel exiſtiert bekanntlich unter dem Namen 
„Schweizeriſche Gewerbepartei“ eine Rabattvereinigung, 
die 8% Rabatt auf alle Einkäufe verſpricht und haupt— 
ſächlich aus kleinen Spezierern, Milchhändlern, Bäckern 
ꝛc. beſteht, während die größeren Geſchäftsinhaber eine 
andere Rabattgeſellſchaft, die Basler Konſumgeſellſchaft, 
vorziehen. 

Dieſe Rabattvereinigung, die unter anderem ſofort, 
nachdem bekannt geworden, daß in Laufen (Berner Jura) 
eine Konſumgenoſſenſchaft in Gründung begriffen ſei, eine 
Sektion in Laufen gründete, hat letzthin ihren Jahres— 
bericht veröffentlicht und allen Basler Blättern mit dem 
Erſuchen um Aufnahme zugeſtellt. In dieſem Jahresbericht, 
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mit dem wir uns gelegentlich noch nach anderer Richtung 
hin befaſſen werden, wird zum Schluſſe folgendes Loblied 
auf die Vorteile des gemeinſamen genoſſenſchaft— 
lichen Einkaufs geſungen: 

Die großen Vorteile, die durch den genoſſenſchaftlichen Einkauf 
erzielt werden, ſind leider noch zu wenig bekannt, viele Gejchäfls- 
treibende ſind darüber nicht genügend aufgeklärt, es gibt ſogar noch 
Geſchäftsinhaber, die der Meinung ſind, ſie kaufen gleich gut und 
gleich billig ein, wie die Genoſſenſchaften. Es kann nicht genug 
darauf aufmerkſam gemacht werden, die Geſchäftstreibenden möchten 
nur darauf ſehen, prima Ware und dieſe zu vorteilhaften Preiſen 
einzukaufen. Solches iſt dem einzelnen Geſchäftsmanne kaum mög— 
lich und daher der Zuſammenſchluß unvermeidlich und nur dem heu— 
tigen Zeitgeiſt entſprechend. 

Wenn eine geichlofiene Einheit ihre Einkäufe macht, kann fie 
ganz andere Vorteile erringen als wenn einer, und jei ev auch noch 
ſo bedeutend, allein kauft, denn der geſteigerte Umfang der Aufträge 
veranlaßt den Lieferanten zu Vergünſtigungen, die er dem Einzelnen 
ſelbſtverſtändlich nicht einräumen kann; ich lade daher zum Schluſſe 
alle uns noch fernſtehenden Handels- und Gewerbetreibenden ein, 
ſich uns anzuſchließen, denn Einigkeit macht ſtark. 

Wir ſind natürlich nicht naiv genug, anzunehmen, daß 
dieſe drei Berufsgruppen, nachdem ſie endlich den Vorteil 
des gemeinſamen Einkaufs und der Ausſchaltung der 
Zwiſchenhändler eingeſehen haben, nun den Kampf gegen 
die Konſumvereine einſtellen werden; dagegen können dieſe 
Gegner unſerer Bewegung nicht mehr vorhalten, wir 
ruinieren den Mittelſtand durch Ausſchaltung des Zwiſchen— 
handels, denn das beſorgen ſie nun an ihrem Orte mit 
gleicher Konſequenz. f 

Für den überzeugten Genoſſenſchafter ſind dagegen 
dieſe Beiſpiele ein Anſporn mehr, um erſt recht treu zu ſeiner 
Genoſſenſchaft zu halten; denn er muß ſich jagen, wenn ſelbſt 
die kleinen Zwiſchenhändler den Groß- und Migros-Handel 
als wirtſchaftlich überflüſſig erklären, iſt der Konſument 
erſt recht berechtigt und verpflichtet, auch ſeinerſeits bei 
der Deckung ſeines Bedarfes alle wirtſchaftlich nicht not— 
wendigen Zwiſchenglieder auszuſchalten. 


Das Genoſſenſchaſtsweſen am ſchweizeriſchen Katholiken: 
tag in Zug. Am Katholikentag in Zug, am 22. Auguſt 
1909, hielt Prof. J. Jung ein Referat über die Frage: 
„Was ſchulden wir dem Arbeiterſtand“, in dem ſich auch 
folgende Ausführungen über das Genoſſenſchaftsweſen finden: 

„Das Genoſſenſchaftsweſen, das einerſeits der individualiſtiſchen 
freien Konkurrenz Schranken ſetzt, anderſeits das chriſtliche Soli— 
daritätsbewußtſein gegenſeitiger Hilfe und Unterſtützung in die Praxis 
umſetzt, fand auch in unſern chriſtlichen Arbeiterorganiſationen 
freudige Aufnahme. Die modernen genoſſenſchaftlichen Unterneh- 
mungen haben eigentlich im Mittelſtand ihre Wiege und ihre mächtige 
Förderung. Hat ja Deutſchland allein 1908 24,000 und davon 16,000 
Kreditgenoſſenſchaften mit einem Großkapital von 3 Milliarden. 
Die chriſtliche Arbeiterſchaft der Schweiz ſah in dieſem Mittel die 
mächtige Waffe, das Arbeitsverhältnis zu beſſern und den Ertrag 
der Arbeit ſich möglichſt zu ſichern. 

Von gewiſſer Seite hat man die genoſſenſchaftlichen Unter— 
nehmungen der chriſtlichen Arbeiterorganiſationen als einen Vor— 
ftoß gegen den Mittelſtand bezeichnet. Gerade das Gegenteil. Einer- 
ſeits iſt die Genoſſenſchaftsidee eine Mittelſtandsidee im eminenten 
Sinne, im Kampfe mit der Hochfinanz das bewährteſte Mittel der 
Selbſterhaltung, anderſeits ſind die genoſſenſchaftlichen Unterneh— 
mungen der Arbeiter der ſicherſte Weg, die Arbeiter dem Mittel: 
ſtande zuzuführen. Gewiß, wirtſchaftliche Neuerungen und Um— 
wälzungen können da und dort einzelne Exiſtenzen gefährden, aber 
wenn dafür Tauſende wirtſchaftlich gehoben und ſelbſtändig ge— 
macht werden, darf man ſie eben ſo wenig verurteilen, wie die 
Gotthardbahn, da ſie den Poſtillon außer Kurs geſetzt. 

Es gibt zwar neuere und neueſte Nationalökonomen, die den 
Genoſſenſchaften, ſpeziell den produktiven, keine lange Lebenszeit 
verheißen, allein ſie haben überſehen, daß allen frühern derartigen 
Geſellſchaften ein Zentrum und ein Mittelpunkt fehlte in einem 
zentralen Geldinſtitute, das den Ausgleich beſorgt und die not— 
wendigen Mittel zur Verfügung ſtellt. 

Dieſer wahre Grundſatz hat die chriſtliche Organiſation zur 
Schaffung einer eigenen Schweizer -Genoſſenſchaftsbank geführt. 
Gewiß iſt das ökonomiſche, erzieheriſche Ziel, das ſie durch die 
hundert in der Schweiz zerſtreuten Sparkaſſen im Auge hat und 
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die Verwertung der Arbeitergelder zum eigenen Nutzen und Vorteil, 
der Organiſation, ihre erſte Aufgabe. Aber die Genoſſenſchaftsbank 
iſt zugleich Zentralkaſſa für den Schweizer Raiffeiſen verband ge— 
worden und damit gleichſam die goldene Brücke, auf der Arbeiter 
und Mittelſtand ſich kameradſchaftlich die Hand reichen. Dieſe ganze 
Richtung der chriſtlich⸗ſozialen Organiſationen iſt alſo nichts anderes, 
als im weiteſten Sinne Mittelſtandspolitik.“ 

Wenn dieſe Ausführungen auch an und für ſich keine 
neuen Geſichtspunkte erſchließen, ſo iſt doch bemerkenswert, 
daß fie an dem Parteitag einer ſchweizeriſchen politiſchen 
Partei bürgerlicher Richtung gehalten werden konnten 
ohne Widerſpruch zu finden, während die anderen großen 
bürgerlichen politiſchen Parteien der Schweiz ſich ängſtlich 
hüten, zum Genoſſenſchaftsweſen klipp und klar Stellung 
zu nehmen, auch wenn fie offiziell die „joziale Reform“ 
auf ihr Programm genommen haben. 

Das Beſtreben, latente Gegenſätze unter den Mit— 
gliedern nicht an den Tag treten zu laſſen, mag vom 
opportuniſtiſchen Standpunkt aus dieſe Haltung recht— 
fertigen; da unſere Politik dagegen je länger je mehr 
Wirtſchaftspolitik wird, gleicht dieſes Vorgehen einiger— 
maßen der „Vogel-Strauß“-Politik. Auf die Dauer werden 
alle politiſchen Parteien, wenn ſie wirklich ſozialreforme— 
riſche Parteien ſein wollen, die Genoſſenſchaftsbewegung, 
neben der Bodenreform die wichtigſte ſoziale Reformbe— 
wegung, nicht ignorieren können. 


Umſätze der Großeinkaufsgeſellſchaften im 1. Halbjahr 
1909. Wir ſind in der Lage, die Umſätze folgender Groß— 
einkaufsgeſellſchaften für das erſte Halbjahr 1909 mitzu— 
teilen: 

1909 Differenz gegenüber 1908 
Fr. Fr. 9 
C. W. S., Mancheſter 307,372,375 401,000 0,1 


S. C. W. S., Glasgow 89,492,500 5,640,150 . 6,3 
G. E. G., Hamburg 39,531,387 3,374,836 9,3 
F. D. B.. Kopenhagen 28,060,000 . 84,375 =) 

V. S. K., Bajel 9,428,370 1,828,966 24,07 
Hangya, Budapeſt 7,811,133 + 923,335 13,41 
K. K., Helſingfors 6,204,361 / 371,882 4 6,37 
6. 6. K., Wien 7,380,500 ＋ 351,000 711,03 
V. r. K., Moskau 1,507,500 1,016,000 165,0 


Unlauterer Wettbewerb und Hauſierweſen. Man lieſt 
in den Tageszeitungen: 

Ein ſchweizeriſches Ausverkaufs- und Hauſier— 
geſetz. Die Vereinigung der Kaufleute in Winterthur hat 
dem ſchweiz. Handels und Induſtrieverein eine Eingabe unter 
breitet mit einem Entwurf für ein ſchweiz. Ausverkaufsgeſetz, mit 
Vorſchlägen für Maßnahmen gegen den unlautern Wettbewerb und 
ſolchen für die Regelung des Hauſierweſens und der Abzahlungs 
geſchäfte. Bezüglich des Hauſierweſens wird verlangt: 1. Kündigung 
ſämtlicher Gegenrechtsverträge mit dem Ausland; 2. Ausſchluß aller 
Ausländer; 3. Ausſchluß jeglicher profeſſioneller Hauſierer, auch für 
Schweizerbürger, ſofern dieſe geſund und jung ſind; 4. Abgabe von 
Hauſierpatenten nur an gebrechliche ältere und arme Perſonen, die 
keinen andern Beruf mehr ausüben können. Wucheriſchen Abzahlungs— 
eſchäften will die Eingabe auf die Weiſe den Boden entziehen, daß 
Eigentumsverſchreibungen bis zur Abzahlung verboten werden. 
Dieſe Mitteilung konnte den Anſchein erwecken, als 
ob hier eine neue Forderung geſtellt werde. Tatſächlich 
find ähnliche Eingaben ſchon wiederholt gemacht worden. 
Die Beſtrebungen, den Hauſierhandel abzuſchaffen oder 
jo zurückzubinden, daß er bedeutungslos wird, find ſchon 
alt und gehen zum Teil von den gleichen Kreiſen aus, die 
auch die Konſumvereine am liebſten vernichten wollten, 
wenn das in ihrer Macht ſtünde. Im Jahre 1898 ſchon 
hat der Zentralvorſtand des Vereins ſchweiz. Geſchäfts— 
reiſender von ſeinem damaligen Sekretär Schwander ein 

Das Düngergeſchäft, deſſen Umſatz in dieſem Jahre zirka 
Fr. 830,000 betrug, iſt nicht mitberückſichtigt, da es in dieſem Jahre 
zum ſelbſtändigen Geſchäft umgebaut worden iſt. 
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Gutachten über „Hauſierweſen und Hauſiergeſetzgebung“ 
ausarbeiten laſſen, in dem die vollſtändige Abſchaffung des 
Hauſierweſens angeraten wurde. Im Jahre 1902 hat das 
ſchweiz. Handels- und Induſtriedepartement über dieſe Frage, 
wie über die des unlauteren Wettbewerbes, ſich ver— 
ſchiedene Gutachten erſtatten laſſen, unter anderem auch 
von der Direktion unſeres Verbandes. Letzteres iſt im 
Druck erſchienen und kann vom Verbandsſekretariat be— 
zogen werden.“) Bekanntlich hat ſich dieſes Gutachten gegen 
die geplanten Einſchränkungen der Handels- und Gewerbe— 
freiheit ausgeſprochen. Die orgauiſierten Konſumenten haben 
zwar kein Intereſſe daran, ſpeziell für das Hauſierweſen 
oder für die Ausverkaufspraktiken einzutreten. Vom Stand— 
punkte der Handels- und Gewerbefreiheit aus können ſie 
dagegen nicht für eine ſolche ſtaatliche Reglementierung 
der Warenvermittlung eintreten. Das wirtſchaftliche Leben 
iſt ſo vielgeſtaltig, daß eine ſtaatliche Reglementierung des— 
ſelben nie im Stande ſein wird, unlautere Praktiken aus— 
zurotten; das vermag nur der organiſierte Konſum. Die— 
jenigen Kreiſe, die ein eidgenöſſiſches Ausverkaufsgeſetz 
fordern, ſcheinen zu glauben, daß ſolche Geſetze den ſo— 
genannten reellen Handel ſchützen und andererſeits die 
Warenhäuſer und ähnliche Geſchäfte in ihrer Ausdehnung 
hindern werden. Tatſächlich iſt das Gegenteil der Fall. 
Solche Geſetze können nie ſo redigiert werden, daß ein 
routinierter Geſchäftsmann nicht nach einigen Verſuchen 
die alten Praktiken in neuer Form weiter betreiben könnte, 
während dann oft gerade die, die nach ſolchen Geſetzen 
gerufen, in ihrer Unbeholfenheit in den Maſchen des Ge— 
ſetzes hängen bleiben und ihre wirtſchaftliche Bewegungs— 
freiheit verlieren. Die Freunde eines eidgenöſſiſchen Aus— 
verkaufsgeſetzes mögen doch ihre Geſinnungsgenoſſen an 
denjenigen Orten, wo das Ausverkaufsweſen heute ſchon 
fantonal geregelt ift, fragen, ob ſie unter der Herrſchaft 
ſolcher kantonaler Geſetze gegen den unlauteren Wettbewerb 
geſchäftlich vorwärtsgekommen ſind und ob ſie nicht ſchon 
oft ein ſolches Geſetz in der Anwendung, die es bei den 
Behörden und Gerichten gefunden, ins Pfefferland ge— 
wünſcht haben. Man ſollte meinen, einſichtige Kaufleute 
hätten vorerſt an den Chikanen des eidgenöſſiſchen Lebens— 
mittelgeſetzes genug zu verdauen und hätten keine Sehn— 
ſucht, nach einer weiteren Zwangsjacke! Es ſcheint auch 
hier zu gelten: „Nichts gelernt und nichts vergeſſen!“ 

=. Anzeichen der Wirtſchaftskriſen. Durch ein Dekret 
des franzöſiſchen Arbeitsminiſters Viviani war ein Aus— 
ſchuß beſtellt worden, um 1. die Symptome wirtſchaftlicher 
Kriſen zu beobachten und 2. nach Mitteln zur Vorbeugung 
von Arbeitsſtockungen, die ſich aus dieſen ergeben können, 
zu ſuchen. Der erſte Teil dieſer Aufgabe iſt nun erledigt. 
In einem ausführlichen Bericht ſind die Schwierigkeiten 
der wirtſchaftlichen Meteorologie dargelegt und folgende 
Vorſchläge gemacht worden: 1. Es wäre angezeigt in Frank— 
reich eine periodiſche Veröffentlichung von „Index Num— 
bers“ zu organiſieren und einen der beſtehenden ſtatiſtiſchen 
Dienſte mit der beſtändigen Beobachtung der Preiſe auf 
den Hauptmärkten der Welt zu betrauen. 2. Es wäre 
zweckdienlich, daß die Angaben über den Eiſenbahnverkehr 
durch die Veröffentlichung von Statiſtiken vervollſtändigt 
werden, die einheitlicher aufgeſtellt, ſich ſchneller folgen 
müßten. Als Anzeichen für das Erkennen wirtſchaftlicher 
Kriſen werden acht Punkte aufgeführt: 1. die Schwau— 
kungen des Wechſel-Portefeuilles der Banque de France; 
2. die des Metallbeſtandes dieſer Bank; 3. die Preiſe der 
Rohſtoffe, der Nahrungsmittel und der Geſamtheit der 
Erzeugniſſe; 4. der franzöſiſche Außenhandel; 5. der Ver— 
brauch von Kohle; 6. der Preis des Gußeiſens; 7. der 
Verkehr auf den Eiſenbahnen und 8. die Arbeitsſtockungen 
in der Induſtrie. 

Der Symptome einer wirtſchaftlichen Kriſis ſind na— 
türlich viele; ſie ließen ſich auch erkennen aus dem Zu— 

) Die Stellung der Konſumenten zur Geſetzgebung betr. den 
unlauteren Wettbewerb und Hauſierhandel 1909. Preis 20 Rappen. 


und Abgang von Mitgliedern in größeren Konſumvereinen, 
namentlich in den Induſtriezentren, ſowie aus einer Kon— 
ſumſtatiſtik, wie ſie von einigen wenigen Verbandsvereinen 
angelegt worden iſt. Es wird aus einer ſolchen Statiſtik 
hervorgehen, daß in Zeiten der Kriſis, wie wir ſie ſeit 
bald zwei Jahren durchkoſten, der vermögensloſe Konſument 
mit geringem und mittlerem Einkommen mit den billigeren 
Produkten vorlieb nehmen muß und die teureren, und 
daher qualitativ beſſeren Artikel, zurückbleiben. Es wäre 
ſehr zu wünſchen, daß die vor zwei Jahren von Herrn 
Miniſter Viviani veranlaßte Genoſſenſchaftsſtatiſtik nach 
dieſer Richtung erweitert und fortgeſetzt würde. 


Sehr geſpannt ſind wir auf den Bericht über die 


Mittel zur Vorbeugung von Arbeitsſtockungen. Es iſt ja 
ſehr modern, der Arbeitsloſigkeit durch das ſoziale Ver— 
ſicherungsweſen zu begegnen, das ein beſtimmtes Ein— 
kommen gleichwohl ſichern ſoll, wenn die erwerbende Kraft 
des Arbeitenden, ſei es durch Unfälle oder durch Kriſen 
aufhört. Die Mittel dieſer Verſicherungen werden aber 
aufgebracht durch Schutzzölle und indirekte Steuern; die 
Mittel hat alſo der Arbeitsloſe ſchon zur Zeit der vollen 
Beſchäftigung und auch während der arbeitsloſen Zeit ſelbſt 
beſchafft. Eine gerechte Verſchiebung des Nationaleinkommens 
findet nicht ſtatt, indem der Staat nur einen Teil deſſen gibt, 
was er zuvor vom Konſumenten in Form von Zöllen em— 
pfangen hat. 

Um eine wirkſame Heilung herbeizuführen, müßte die 
Krankheitsurſache beſeitigt werden. Dieſe liegt aber in der 
unſinnigen Produktion für einen unbekannten Markt, wo— 
durch die Ueberſicht für den quantitativen Bedarf des 
Konſums notwendigerweiſe verloren geht. Um dieſen in 
die Hände zu bekommen, ſchließen ſich die Kapitalien immer 
mehr zuſammen, ſtellen die Konſumenten in ihren Dienſt 
und forcieren ſie zur Warenerzeugung. Das führt not— 
wendigerweiſe zur Ueberproduktion, dieſe zu Abſatzſtockungen 
und Arbeiterentlaſſungen, die in den ſtädtiſchen Anſamm— 
lungen großer Proletariermaſſen ſich beſonders fühlbar 
machen. Beſſert ſich die Konjunktur, geht derſelbe Rummel 
von neuem los, das nennt man unabänderliche wirtſchaft— 
liche Naturgeſetze, die man als heilige Ordnung preiſt. 
Helfen kann nur eine radikale Aenderung der heutigen 
merkantiliſtiſchen und kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe. Das 
iſt aber wiederum nur möglich durch Organiſation des 
Konſums und in der Folge durch die Anpaſſung der Pro— 
duktion an denſelben mittelſt Einführung der Eigenproduktion 
durch die Konſumenten. 


Allgemeine Wirtſchaftsgenoſſenſchaft. 


In Zürich hat ſich, wie aus dem Handelsamtsblatt 
vom 7. September 1909 zu erſehen, unter der Bezeichnung 
„Allgemeine Wirtſchaftsgenoſſenſchaft“ eine Genoſſenſchaft 
gegründet, die anſcheinend den Statuten nach eine Art 
Produktiv- und Verſicherungs-Genoſſenſchaft, die ſich aber 
nicht auf die Angehörigen eines einzelnen Berufs beſchränkt, 
darſtellen ſoll. Der Eintrag im Handelsregiſter lautet fol— 
gendermaßen: 

Unter der Firma Allgemeine Wirtſchafts-Genoſſen 
ſchaft hat ſich mit Sitz in Zürich am 26. Juni 1909 eine Ge- 
noſſenſchaft gebildet. Dieſelbe bezweckt die Schaffung ſtändiger 
Arbeitsgelegenheit für die Mitglieder und ihre Nachkommen, unter 
Wahrung möglichſter Freizügigkeit und Garantie für den Arbeits- 
ertrag, ſoweit er nicht von der Geſellſchaft für allgemeine Zwecke 
und für die Zukunft zurückbehalten werden muß, ſowie den Mitteln 
der Geſellſchaft entſprechende Sorge für alle in ihr irgendwie arbeits- 
unfähig gewordenen Mitglieder und im Bedürfnisfalle Uebernahme 
der Verſorgungspflicht für die Nachkommen von Mitgliedern, unter 
Vorbehalt des Beſtimmungsrechtes über ſie. Wer Mitglied der Ge— 
ſellſchaft werden will, muß ſich in ihre Rechte einkaufen. Die Mit 
glieder bezahlen auf Rechnung ihrer Einkaufsſumme einen monat— 
lichen Beitrag von mindeſtens Fr. 5 und leiſten im weitern die 
eventuell bedungenen obligatoriſchen Verſicherungsbeiträge. Um als 
mitarbeitendes Mitglied der Genoſſenſchaft zu beginnen, müſſen Fr. 
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200 der vereinbarten Einkaufsfumme einbezahlt ſein, oder es iſt 
dieſer Betrag in monatlichen Raten von Fr. 20 zu bezahlen. Der 
Monatsbeitrag zur Liquidation der Einkaufs ſumme beträgt im 
Minimum Fr. 10. Die Beiträge ſind bis zur Höhe einer womöglich 
bei der Aufnahme ſeſtgelegten Einkaufsſumme zu entrichten. Dieſe 
Summe beträgt für einen bis 25jährigen, ledigen, geſunden Mann, 
der bei ſeinem Eintritt nicht Anſpruch auf Zuweiſung qualifizierter 
Arbeit Anſpruch erhebt, Fr. 1000. Für andere Kandidaten wird 
die Einkaufsſumme durch einen von der Generalverſammlung auf— 
geſtellten Tarif beſtimmt. Sind beim Eintritt in die Genoſſenſchaft 
Nachkommen oder Anverwandte, für die die Mitglieder zu ſorgen 
haben, vorhanden, jo können hinſichtlich der Verſorgungspflicht be- 
ſondere Vereinbarungen getroffen werden. Der Austritt kann durch 
ſchriftliche Mitteilung an den Vorſtand jederzeit erfolgen. Er erfolgt 
ferner durch Tod und Ausſchluß. Die Erträgniſſe der Arbeit ſind 
an die Genoſſenſchaft abzuliefern oder gegen Gutſchein der Genoſſen— 
ſchaft weiterzugeben. Die Genoſſenſchaft behält ſoviel als nötig iſt, 
um die abgegebenen Produktionsmittel in Stand zu halten; vom 
Ueberſchuß zieht ſie für ihre Zwecke eine beſtimmte Steuer ab, die 
von der Generalverſammlung feſtgeſetzt wird und von der Höhe 
der insgeſamt abgegebenen Produktionsmittel, der Geſchäftslage und 
dem Reinertrag abhängt. Das übrige wird an die beteiligten Mit 
arbeiter eines reſp. Betriebes nach der geleiſteten Arbeit verteilt, 
wobei ſolchen, deren Arbeit ſchwer oder widerwärtig war, oder die 
beſondere Tüchtigkeit vorausſetzte, oder eine erhöhte Verantwortlich— 
keit verlangte, nach Vereinbarung höher bezahlt wird. Für die 
Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft haftet nur deren Vermögen; 
jede perſönliche Haftbarkeit der einzelnen Genoſſenſchafter iſt ausge— 
ſchloſſen. 
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Aus unſerer Bewegung. 
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Geſchäftsreiſende und Konſumvereine. Die Lifte der— 
jenigen Verbandsvereine, die beſchloſſen haben, keine Ge— 
ſchäftsreiſenden mehr zu empfangen, hat ſich wieder um 
drei Namen vermehrt, nämlich: 

54) Dürrenaſt, 
55) Roggwil, 
56) Lyß. 

Herisau. Unter dem Schlagwort „Die Wohltaten der 
Konſumvereine“ veröffentlicht das „Volksrecht“ vom 20. Aug. 
l. J. folgende Mitteilung aus Herisau: 

Die Wohltaten der Konſum vereine. Wieder einmal 
zeigt ſich ein Konſumverein ganz augenfällig als Preisregulator, 
ſpart er der Bevölkerung am Hauptnahrungsmittel, am Brot, viele 
hundert oder tauſend Franken. Die hohen Brotpreiſe in Herisau 
veranlaßten die Verwaltung des dortigen Konſumvereins zu dem 
Beſchluſſe, den Brothandel einzuführen. Der Beſchluß allein ſchon, 
nicht erſt ſein Vollzug, brachte die Bäcker auf die Strümpfe und 
führte eine Preisherabſetzung herbei. „Freiwillig“ kamen die Herren 
dazu, einen Brotabſchlag von 8 Cts. () eintreten zu laſſen. Viel⸗ 
leicht heißt es nun aber auch bei den Bäckern wie oftmals bei den 
Königen in der Geſchichte: zu ſpät! und läßt ſich der Konſumverein 
nicht mehr umſtimmen, ſondern geht daran, den Brothandel ein— 
zuführen, wie vor ihm ſchon hundert andere Bruderorganiſationen 
in der Schweiz. Wieder ſehen wir, welche Kraft der einzelne Kon- 
ſument beſitzt, wenn er ſie nicht achtlos verſchwendet, ſondern ſich 
vereinigt mit allen Konſumenten ſeines Ortes zum gemeinſamen Be- 
zug und Verkauf von Lebensmitteln und andern Bedarfsgegenſtänden. 

Teſſin. Wie von neutraler Seite die Ausſichten der 
Konſumgenoſſenſchaftsbewegung im Teſſin beurteilt werden, 
zeigt folgende Korreſpondenz aus dem „Berner Tagblatt“ 
vom 1. September 1909: 

Durch den langſamen wirtſchaftlichen Aufſchwung des Kantons 
hat auch die Genoſſenſchaftsbewegung hier erfreuliche Fortſchritte 
gemacht. Mit ihr muß man freilich die zahlreichen Coopérativa di 
Consumo betitelten Geſchäfte nicht verwechſeln, die als Privatunter— 
nehmungen den Namen nicht verdienen. Bei Neueinſchreibungen ins 
Handelsregiſter wird mehr und mehr darauf gedrungen, daß dieſer 
Name den wirklichen Konſumgenoſſenſchaften reſerviert bleibt. Solche 
beſtehen als Mitglieder des ſchweizeriſchen Verbandes in Bellin— 
zona, Lugano, Chiaſſo, dem Uhrmacherdorf Arogno und dem 
Grenzörtchen Novazzono. Locarno geht eben daran, einen 
Konſumverein auf genoſſenſchaftlicher Baſis zu gründen. Auch Brij- 
jago dürfte dann nachfolgen. Die Tatſache, daß die nächſtjährige 
Delegiertenverſammlung des Verbandes ſchweiz. Konſumvereine zum 
erſten Mal im Teſſin, in Lugano, ſtattfindet, und der Umſtand, daß 
ſeit einigen Monaten auch ein Teſſiner, Nusca aus Chiaſſo, im Ver⸗ 
waltungsrate des ſchweizeriſchen Verbandes ſitzt, wird der Teſſiner 
Genoſſenſchaftsbewegung zu weiterem Auſſchwung verhelfen. Es iſt 
auch anzunehmen, daß die Bundesbahnen in abſehbarer Zeit die 
von der Gotthardbahn übernommenen Konſumgeſchäfte in Biasca, 
Bellinzona und Chiaſſo auflöſen werden, was deren Verſchmelzung 
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mit den beſtehenden oder noch zu gründenden Konſumvereinen des 
ſchweizeriſchen Verbandes zur Folge haben dürfte. 

Zürich. Genoſſenſchaftsſchuhmacherei. Ueber 
die Entwicklung dieſes Verbandsvereins leſen wir im „Volks— 
recht“ vom 7. September was folgt: 

„Der Umſatz im I. Semeſter 1909 betrug Fr. 44,580, 
gegenüber dem gleichen Zeitraum im Vorjahre eine große 
Vermehrung; denn der Umſatz im ganzen Jahre 1908 er— 
reichte bloß die Summe von Fr. 58,277. Die Zahl der 
in der Genoſſenſchaft beſchäftigten Perſonen iſt ſeit Neu- 
jahr von 12 auf 20 Perſonen geſtiegen. Die Mitglieder- 
zahl wuchs von 146 auf 180 an, dementſprechend auch 
das Anteilſcheinkapital. Die Vergrößerung des Betriebes 
veranlaßte den Vorſtand, einen ſtändigen Verwalter (Ge— 
ſchäftsführer) anzuſtellen; die Wahl fiel auf Herrn Glück, 
der ſeit Reorganiſation der Genoſſenſchaft in der Betriebs— 
kommiſſion tätig war. Um der Kundſchaft noch eine grö— 
ßere Auswahl zu bieten, wurde das Warenlager auf den 
Betrag von Fr. 40,000 erhöht (Ende 1908 betrug das— 
ſelbe bloß Fr. 17,000). Ferner wurde, um einer eventuell 
zu gründenden Schneidergenoſſenſchaft Pionierdienſte zu 
leiſten, ein Muſterlager von Kleiderſtoffen und Manufaktur 
waren vom Verband ſchweizeriſcher Konſumvereine in der 
Langſtraße 43 (Außerſihl) errichtet. Jedermann hat alſo 
die Möglichkeit, auch ſeinen Bedarf an Kleider- und An— 
zugſtoffen bei der Genoſſenſchaft zu decken. 

Im Monat Oktober wird noch eine vierte Werkſtatt 
für Reparaturen Ecke Steinſtraße-Erlachſtraße (Wiedikon) 
eröffnet. Damit iſt in Zürich der dritte Kreis mit Filialen 
ziemlich gleichmäßig verſorgt.“ 
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Genoſſenſchaftsbewegung des Auslands. 


England und Schottland. 

Der ſchottiſche Großeinkaufsverband erzielte im 
erſten Semeſter des laufenden Jahres einen Umſatz von 
Fr. 89,492,490 oder Fr. 5,640,150 weniger als im gleichen 
Zeitraum des Vorjahrs. Die wirtſchaftliche Depreſſion hat 
alſo auch in dieſem Jahr noch angehalten. Aus den eigenen 
Betrieben des Verbandes wurden Waren bezogen im Be— 
trage von Fr. 28,589,700, d. h. Fr. 222,800 mehr als in 
den korreſpondierenden ſechs Monaten des Vorjahres. Mehr 
als ein Viertel der vom Verbande an die Vereine ver— 
mittelten Waren ſtammt demnach aus den eigenen Pro- 
duktionsanſtalten. 

Die Rechnung ſchloß ab mit einem Nettoüberſchuß 
von Fr. 3,787,000. Davon werden Fr. 2,793,175 zu Rück⸗ 
verguͤtungen verwendet, Fr. 186,425 in den Reſervefonds 
und Fr. 38,950 in eine Spezialreſerve gelegt, Fr. 172,975 
erhält das Perſonal als Ueberſchußanteil und Fr. 595,400 
werden auf neue Rechnung vorgetragen. 

Das Anteilſcheinkapital hat um Fr. 88,000 zugenom— 
men und beträgt gegenwärtig Fr. 9,926,675. Insgeſamt 
ſtehen dem Verbande Betriebsmittel im Betrage von Fr. 
83,386,100 zur Verfügung. Der Buchwert der Gebäude 
des Verbandes beträgt Fr. 9,700,000 (uriprünglich Fr. 
22,456,050). Es ſind alſo ſchon annähernd 13 Mill. Fr. 
amortiſiert worden. Hierzu kommt der Bodenwert im Be- 
trage von Fr. 1,667,000. Der Verband umfaßt 280 Ver— 
eine mit rund 400,000 Mitgliedern. 


Frankreich. 

Der „Oſtſchweiz“ entnehmen wir folgende Notiz: 

Genoſſenſchaftlicher Eiſenbahn betrieb. Das 
franzöſiſche Bautenminiſterium beſchäftigt ſich gegenwärtig 
mit einem ſehr intereſſanten Plane. Der Gedanke kommt 
vom Miniſterpräſidenten Briand, aber dem Miniſter 
Millerand kam die Aufgabe nicht unwillkommen, da ſie 
ganz in der Richtung ſeiner eigenen ſozialreformeriſchen 
Ideen liegt. Es handelt ſich um nichts anderes als um 


den genoſſenſchaftlichen Betrieb einer Eiſenbahn. Man kann 
zunächſt nur von einem Verſuch reden und zwar von einem 
Verſuch im kleinen. In einem Departement, das man vor⸗ 
läufig nicht nennen ſoll, exiſtiert eine Lokalbahngeſellſchaft, 
die mit ihrem Perſonal ewig in Streit liegt. Arbeits— 
einftellungen und Ausſperrungen legen den Betrieb oft 
wochenlang ſtill. Um dieſem Uebel abzuhelfen, will die 
Regierung nun die nächſtens erlöſchende Konzeſſion den 
als Genoſſenſchaft organiſierten Angeſtellten und Be— 
dienſteten zuwenden. Dieſe Genoſſenſchaft würde alſo Kon— 
zeſſionärin werden und zwar auf 30 Jahre. Doch könnte 
ſie die Bahn nicht ſelbſt ausbeuten. Sie müßte vielmehr 
die Konzeſſion an eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
zedieren, die dafür der Genoſſenſchaft jährlich die Hälfte 
des Gewinnes überließe. Auf dieſe Weiſe käme alſo eine 
Gewinnbeteiligung der Angeſtellten und Bedienſteten zu— 
ſtande. 


Italien. 

Genoſſenſchaftliche Erfolge. Nachdem mit Be- 
ginn der diesjährigen Kammerſeſſion die dem italieniſchen 
Parlament angehörenden Genoſſenſchafter aller Parteien 
ſich zu einer Vereinigung zur Förderung des Genoſſen— 
ſchaftsweſens zuſammengeſchloſſen hatten, kann heute ſchon 
über die erzielten Erfolge berichtet werden. Zunächſt hielt 
der langjährige Miniſter Luzzatti eine begeiſterte Rede zu 
Gunſten der Genoſſenſchaften, welche mit allgemeinem Bei— 
fall aufgenommen wurde. Den unermüdlichen Bemühungen 
der im Parlament ſitzenden Genoſſenſchafter iſt es ge— 
lungen, vom Juſtizminiſter die Erlaubnis zu erhalten, die 
offiziellen Mitteilungen der Genoſſenſchaften, welche laut 
Geſetz im offiziellen Amtsblatt bekannt zu machen waren, 
auch in anderen Tagesblättern anzuzeigen, wodurch eine 
Verzögerung der Ankündigungen in Zukunft vermieden 
wird. Ferner hat er das Verſprechen gegeben, daß einige 
zwiſchen Arbeitsgenoſſenſchaften und dem Staat ſchwebende 
Prozeſſe zu Gunſten der Genoſſenſchaften entſchieden werden 
ſollen. Der Finanzminiſter hat angekündigt, daß er die 
bisher an der Tagesordnung ſtehenden Beſteuerungsmiß— 
griffe aus der Welt ſchaffen und eine größtmögliche Be— 
rückſichtigung der Intereſſen der Genoſſenſchaften befür- 
worten will. Der Arbeitsminiſter hat Weiſung gegeben, 
daß in Zukunft genoſſenſchaftliche Betriebe bei der Er— 
teilung von Arbeitsaufträgen in erſter Linie und noch 
mehr als früher berückſichtigt werden ſollen. D t 

Kommunale Konſumvereinsgründung. Nach— 
dem die aus Konſervativen und Klerikalen beſtehende Stadt- 
verwaltung von Lucca verſchiedene Verſuche zur Beſeiti— 
gung der Lebensmittelteuerung ohne Erfolg angeſtellt hatte, 
hat ſie Ende Juli an die Gemeinde einen Aufruf erlaſſen, 
in dem zu einer Verſammlung zwecks Gründung eines 
großen Konſumvereins eingeladen wird. e 


Cotentafel. 


+ In Zürich ſtarb der weit über die Grenzen unſeres 
Vaterlandes hinaus bekannte Philantrop Herr a. Pfarrer 
Bion, ein menſchenfreundlicher Mann in des Wortes 
vollſter Bedeutung, frei von aller konfeſſionellen und poli— 
tiſchen Engherzigkeit. Durch Gründung der bekannten 
Ferienkolonien, durch Errichtung von Jugendhorten und 
Erholungshäuſern für Jung und Alt hat er ſich ein blei 
bendes Denkmal in den Herzen aller derjenigen errichtet, 
denen die Wohltaten dieſer Anſtalten zu teil wurde. 

Da auch an der Wiege der Konſumvereine die Ge— 
meinnützigkeit ſtand und dieſe ſtets beſtrebt ſind, gemein. 
nützig zu wirken, ſo erachten wir es als unſere Pflicht, 
dieſes großen Förderers des Guten und Gemeinnützigen 
ehrend zu gedenken mit dem Vorſatze, ſeine ſozialreforma— 
toriſche Wirkſamkeit als Beiſpiel zu nehmen und auf ge— 
noſſenſchaftlichem Wege weiterhin in ſeinem Sinn und 
Geiſte zu wirken. T. 


Berantivortlich für die Herausgabe: Verband ſchweiz. Konſumvereine. — Verantwortliche Redaktion: Dr. Oskar Schür. 


Das Tahoratorium :: 
| des Verbands ſchweiz. Konſumvereine. 
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Der V. S. K. beſitzt ſeit 1905 ein eigenes chemiſches Laboratorium, deſſen 
Aufgabe die Unterſuchung aller vom V. S. K. geführten Waren auf ihre Qualität 
und Zuſammenſetzung iſt. 

Das Laboratorium iſt mit allen notwendigen Einrichtungen verſehen, 
welche ein Juſtitut für Lebensmittelprüfung beſitzen muß. 

Das Laboratorium ſteht unter der Leitung eines wiſſenſchaftlich ge— 
bildeten und erfahrenen Chemikers. 

Das Laboratorium unterſucht die vom V. S. K. vermittelten Waren unter 
Angabe des Datums der Lieferung unentgeltlich, während die Waren anderer 
Lieferanten bedeutend unter den Tariftaren der ſtaatlichen Laboratorien 
geprüft werden. 

Die Verbandsvereine ſind auch berechtigt, Aufträge von ihren Mitgliedern 
für das Laboratorium entgegenzunehmen; auch dieſe werden nach unſerem 
Tarife berechnet. 
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Vorteilhaftester TEE 


Offen und in Düten 
Souchong - Indian - Mischung 


SQ Souchong - Pekoe- Mischung 
| Souchong g rein 
j 


Cey lon Indian-Mischung 


Bezug durch das weltbekannte Tee- Departement der britischen 
Konsumverbände. Grösste Garantie in Bezug auf Reinheit, Geschmack 
und Aroma. Bei gleicher Qualität billigster Preis gegenüber den 
Konkurrenzprodukten. Einzige Bezugsquelle für Konsumvereine: 


Verband schweiz. Konsumvereine, 


Abteilung: Kolonialwaren. 
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Die beste 


Wahrung der Interessen 


der Konsumvereine 
besteht im Einkauf der Waren durch den 


S S. H. Och 


Je größer dessen Einfluß auf dem Markte, 
um so geschützter sind die Konsumenten 
vor willkürlichen Preissteigerungen. Das 
Geheimnis der Macht besteht im sichern Ab- 
satz, in der Kenntnis des Gesamtbedarfes 
bei Abschluß der Lieferungsabkommen. 


SS Der Schlüssel 89 


zur Eigenproduktion liegt in der unwandel- 
baren Treue zur eigenen (roßeinkaufs- 
stelle, im konsequenten und zielbewußten 
Warenbezuge beim 
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